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Informationspflicht bei Bauarbeiten in Gebäuden mit Asbest 

Die Informationspflicht des Arbeitgebers gegenüber Arbeitnehmenden basiert einerseits auf seinen 
allgemeinen gesetzlichen Pflichten bezüglich Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz  als 
auch auf der seit 1.1.2009 geltenden Ermittlungspflicht für gesundheitsgefährdende Stoffe (z.B. 
Asbest, PCB), welche in Art. 3 der Bauarbeitendverordnung festgehalten ist. 

Pflichten des Arbeitgebers bezüglich Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz  

Bundesgesetz über die Unfallverhütung (UVG), SR 832.20 
Art. 82 UVG - Allgemeines 
1 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, zur Verhütung von Berufsunfällen und Berufskrankheiten alle Massnahmen zu treffen, die 

nach der Erfahrung notwendig, nach dem Stand der Technik anwendbar und den gegebenen Verhältnissen angemessen 

sind. 
Verordnung über die Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten (VUV), SR 832.30 
Art. 6 VUV - Information und Anleitung der Arbeitnehmer 
1 Der Arbeitgeber sorgt dafür, dass alle in seinem Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer, einschliesslich der dort tätigen 

Arbeitnehmer eines anderen Betriebes, über die bei ihren Tätigkeiten auftretenden Gefahren informiert und über die 

Massnahmen zu deren Verhütung angeleitet werden. Diese Information und Anleitung haben im Zeitpunkt des 

Stellenantritts und bei jeder wesentlichen Änderung der Arbeitsbedingungen zu erfolgen und sind nötigenfalls zu 

wiederholen. 
2 Die Arbeitnehmer sind über die Aufgaben und die Funktion der in ihrem Betrieb tätigen Spezialisten der Arbeitssicherheit 

zu informieren. 
3 Der Arbeitgeber sorgt dafür, dass die Arbeitnehmer die Massnahmen der Arbeitssicherheit einhalten. 
4 Die Information und die Anleitung müssen während der Arbeitszeit erfolgen und dürfen nicht zu Lasten der Arbeitnehmer 

gehen. 

Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel (ArG), SR 822.11 
Art. 6 ArG - Pflichten der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
1 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, zum Schutze der Gesundheit der Arbeitnehmer alle Massnahmen zu treffen, die nach der 

Erfahrung notwendig, nach dem Stand der Technik anwendbar und den Verhältnissen des Betriebes angemessen sind. Er 

hat im Weiteren die erforderlichen Massnahmen zum Schutze der persönlichen Integrität der Arbeitnehmer vorzusehen. 
2 Der Arbeitgeber hat insbesondere die betrieblichen Einrichtungen und den Arbeitsablauf so zu gestalten, dass 

Gesundheitsgefährdungen und Überbeanspruchungen der Arbeitnehmer nach Möglichkeit vermieden werden. 
2bis Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass der Arbeitnehmer in Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit keinen Alkohol 

oder andere berauschende Mittel konsumieren muss. Der Bundesrat regelt die Ausnahmen. 
3 Für den Gesundheitsschutz hat der Arbeitgeber die Arbeitnehmer zur Mitwirkung heranzuziehen. Diese sind verpflichtet, 

den Arbeitgeber in der Durchführung der Vorschriften über den Gesundheitsschutz zu unterstützen. 
4 Durch Verordnung wird bestimmt, welche Massnahmen für den Gesundheitsschutz in den Betrieben zu treffen sind. 
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Ermittlungspflicht für gesundheitsgefährdende Stoffe (speziell Asbest) 

Bauarbeitenverordnung (BauAV), SR 832.311.141 
Art. 3 Planung von Bauarbeiten 
1bis Besteht der Verdacht, dass besonders gesundheitsgefährdende Stoffe wie Asbest oder polychlorierte Biphenyle (PCB) 

auftreten können, so muss der Arbeitgeber die Gefahren eingehend ermitteln und die damit verbundenen Risiken 
bewerten. Darauf abgestützt sind die erforderlichen Massnahmen zu planen. Wird ein besonders 
gesundheitsgefährdender Stoff im Verlauf der Bauarbeiten unerwartet vorgefunden, sind die betroffenen Arbeiten 
einzustellen und ist der Bauherr zu benachrichtigen. 

Art. 60 Allgemeines 
1 Bevor mit den Arbeiten begonnen werden darf, müssen die Sicherheits- und Gesundheitsrisiken abgeklärt werden. 
2 Die erforderlichen Massnahmen müssen getroffen werden, um zu verhindern, dass: 

c. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in gesundheitsgefährdender Weise mit Stoffen wie Staub, Asbest,  polychlorierten 
Biphenylen (PCB), Gasen oder Chemikalien sowie mit Strahlen in Kontakt kommen; 

Art. 60a Meldepflicht von Sanierungsarbeiten an asbesthaltigen Baumaterialien 
1 Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die folgenden Arbeiten vor deren Ausführung der Schweizerischen 

Unfallversicherungsanstalt (SUVA) zu melden: 
 a. vollständige oder teilweise Entfernung von: 
  1. asbesthaltigen Spritzbelägen; 
  2. asbesthaltigen Boden- und Wandbelägen ab einer Fläche von 5 m2; 
  3. asbesthaltigen Leichtbauplatten ab einer Fläche von 2 m2. 
 b. Abbruch- und Ausbrucharbeiten an Gebäuden und Gebäudeteilen mit: 
  1. asbesthaltigen Spritzbelägen; 
  2. asbesthaltigen Boden- und Wandbelägen ab einer Fläche von 5 m2; 
  3. asbesthaltigen Leichtbauplatten ab einer Fläche von 2 m2. 
2 Die SUVA bestimmt Frist und Form der Meldungen nach Konsultation der interessierten Organisationen. 

Art. 60b Anerkannte Asbestsanierungsunternehmen 
1 Arbeiten, bei denen erhebliche Mengen gesundheitsgefährdender Asbestfasern freigesetzt werden können, dürfen nur von 

anerkannten Asbestsanierungsunternehmen ausgeführt werden. 
2 Die SUVA anerkennt Asbestsanierungsunternehmen, wenn diese: 

a. Spezialistinnen und Spezialisten für Asbestsanierungen nach Artikel 60c beschäftigen und sicherstellen, dass während 
der Asbestsanierung eine solche Spezialistin oder ein solcher Spezialist anwesend ist und die Arbeiten überwacht; 

b. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigen, die für diese Arbeiten nach Artikel 8 Absatz 1 VUV2  ausgebildet 
und bei der SUVA gemäss dem 4. Titel der VUV (arbeitsmedizinische Vorsorge) gemeldet sind; 

c. über die notwendigen Arbeitsmittel und einen Plan für deren Instandhaltung verfügen; 
d. für die Einhaltung des anwendbaren Rechts, namentlich dieser Verordnung, Gewähr bieten. 

3 Sind die Voraussetzungen für die Anerkennung nicht mehr erfüllt, so kann die SUVA die Anerkennung entziehen. 

Art. 60c Eignung von Spezialistinnen und Spezialisten für Asbestsanierungen 
Spezialistinnen und Spezialisten für Asbestsanierungen müssen namentlich Kenntnisse in folgenden Bereichen 
nachweisen können: 
 a. Grundkenntnisse in Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz; 
 b. Methode der staubarmen Entfernung von schwach gebundenem Asbest; 
 c. sachgerechte Verwendung der persönlichen Schutzausrüstungen und der anderen Arbeitsmittel; 
 d. Erstellen eines Arbeitsplans; 
 e. Führen eines Baustellentagebuches; 
 f. Führen und Instruieren von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auf Baustellen. 

 


